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Übungsfall: Stadionbesuch mit Folgen 
 

Von Wiss. Mitarbeiter Marc Reinhardt, Rostock 
 
 
Der Fall wurde im WS 2012/13 im Examensklausurenkurs 
der Universität Rostock gestellt. Der Sachverhalt ist teilweise 
aus Gerichtsentscheidungen neueren Datums nachgebildet 
und enthält Probleme sowohl des Allgemeinen als auch des 
Besonderen Teils. Schwerpunkte liegen in der Erörterung 
einer Notwehrrechtfertigung der Abwehr eines Ehrangriffs 
auf einen Hoheitsträger sowie bei den Fragen, ob Kollektive 
beleidigungsfähig sind bzw. ob eine Beleidigung „unter einer 
Kollektivbezeichnung“ möglich ist und wann der Widerstand 
gegen eine (verwaltungs-)rechtswidrige polizeiliche Maß-
nahme nach § 113 Abs. 1 StGB strafbar ist. Darüber hinaus 
sind die Folgen einer „fehlgeschlagenen“ Anstiftung und die 
Rechtfertigung einer beleidigenden Kritik an einer hoheitli-
chen Maßnahme durch die Wahrnehmung berechtigter Inte-
ressen (§ 193 StGB) zu besprechen. Am Rande stellen sich 
außerdem die Probleme, ob ein gefüllter Bierbecher ein ge-
fährliches Werkzeug im Sinne des § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB ist 
und ob der Diebstahl geringwertiger Sachen eine taugliche 
Vortat des § 252 StGB ist. Die Prüfung anderer Delikte ist 
weitestgehend unproblematisch und darf daher entsprechend 
knapp ausfallen. 
 
Sachverhalt 

Auf dem Weg zum Zweitliga-Spiel „ihres“ Fußballvereins 
wurden die leidenschaftlichen und entsprechend gekleideten 
Fans A und B durch die Beamten der Bundespolizei C und D 
im Regionalexpress angesprochen und gebeten, sich auszu-
weisen, weil die Begegnung als „Gefahrenspiel“ eingestuft 
und daher ein verstärktes Augenmerk auf zum Stadion anrei-
sende, vermeintlich gewaltbereite Personen gerichtet wurde. 
Der A erwiderte lautstark, dass die Beamten ihn nur kontrol-
lierten, weil er offensichtlich als Fußballfan gekleidet sei – 
eine derartige Kleidung mache aber noch lange keinen 
„Hooligan“ aus ihm. Die erneute Aufforderung des C, sich 
auszuweisen, ignorierte A. Stattdessen erklärte er, dass ihn 
das an etwas erinnere. Von C gefragt, was er denn meine, 
führte A aus, dass ihn das Vorgehen der Beamten an „Metho-
den der SS“ erinnere. Die Nachfrage des C, ob er ihn beleidi-
gen wolle, verneinte er. Letztendlich wies er sich dennoch 
aus. B, der, eine Zigarette rauchend mit dem Rücken zu ei-
nem Treppenabgang, etwa eine Armlänge von D entfernt 
stand, wurde nunmehr von diesem aufgefordert, sich eben-
falls auszuweisen. Daraufhin „prustete“ der B dem D Zigaret-
tenrauch mit spürbar feuchter, d.h. mit Spucke-Partikeln 
versetzter, Atemluft in das Gesicht. Um das „Anprusten“ zu 
beenden, schlug D dem B mit der flachen Hand heftig gegen 
dessen rechte Gesichtshälfte, wobei sein Daumenballen das 
Auge des B so ungünstig traf, dass dieser sich eine Orbitabo-
denfraktur (Bruch des Augenhöhlenbodens zur Kieferhöhle 
hin) zuzog. 

Im Stadion angekommen, traf A zufällig auf seinen Be-
kannten W, den er aufforderte, ein von A an der Einlasskon-
trolle der Ordner vorbeigeschmuggeltes Banner hochzuhal-
ten. Während W das Transparent hochhielt, sodass es im 
ganzen Stadion sichtbar war, wandte A sich ab. W hatte we-

der bemerkt, dass auf dem Banner die Buchstaben 
„A.C.A.B.“ abgebildet waren, noch wusste er, dass dies eine 
Abkürzung für die Worte „All cops are bastards“ ist. A hin-
gegen glaubte, dass W, wie er, über beides Bescheid wisse. 
Polizeioberrat E, der zu diesem Zeitpunkt als Einsatzleiter in 
der Befehlsstelle der Polizei eingesetzt war und das Gesche-
hen beobachtete, fühlte sich in seiner Ehre verletzt. Während 
W das Transparent in die Höhe hielt, ergriff A den auf dem 
Boden stehenden, mit Bier gefüllten Becher des W, trank 
einige Schlucke und machte ein paar Schritte, um in der 
Menschenmenge zu verschwinden. Als W lautstark protestie-
rend hinter dem A herlief, um ihn zur Rückgabe des Geträn-
kes zu bewegen, versetzte ihm der A einen heftigen Kopf-
stoß. W ließ daraufhin mit gebrochener Nase von der weite-
ren Verfolgung ab. Der A indes begab sich zur Brüstung, um 
das Spiel zu verfolgen. Als Linienrichter S ein vermeintliches 
Abseits nicht erkannte, warf A aus Wut über die „Blindheit“ 
des S den halbvollen Plastikbecher nach ihm und traf diesen 
im Nacken. S ging kurzzeitig benommen zu Boden und litt in 
der Folgezeit unter Kopf- und Nackenschmerzen. 

Nach dem Spiel sagte S bei einer von Polizeikommissar K 
durchgeführten Vernehmung aus, dass er den Vor- und Nach-
namen des A sowie dessen Wohnanschrift kenne, da er im 
selben Haus wohne. Kurz darauf läutete K, begleitet von 
einem Kollegen, an der Haustür der genannten Adresse, um 
den A zu den Vorwürfen zu befragen. Die Mutter des A (M) 
öffnete schlaftrunken die Tür, woraufhin der Vater des A aus 
dem Schlafzimmer rief: „Sind das die Bullen?“ M antwortete 
gelassen: „Ja, das sind die Bullen.“ Entrüstet schickte K nach 
dem A, dem er sodann eröffnete, dass gegen ihn eine Anzeige 
wegen Körperverletzung zum Nachteil des S erstattet worden 
sei. Zufällig kam S nach Hause, erkannte den A und schrie 
auf diesen zeigend: „Der war’s! Der ist es!“ K schickte den S 
fort und forderte den A auf, sich auszuweisen. A verweigerte 
jedoch trotz mehrmaliger Aufforderung die Herausgabe sei-
nes Ausweises. Schließlich drohte K, ihn danach zu durchsu-
chen und streckte seine linke Hand aus, um den rechten Arm 
des A zu ergreifen und ihn zur Durchsuchung an die Wand zu 
stellen. Nun schlug der A mit der Faust gegen den Kopf des 
K. Dabei erlitt K eine Schädelprellung. 
 
Bearbeitervermerk 

Wie haben sich A, D, W und M strafbar gemacht? Etwa er-
forderliche Strafanträge wurden gestellt. 
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Lösungsvorschlag 

1. Tatkomplex: Die Bahnfahrt1 

A. Strafbarkeit des A 

I. § 185 Alt. 1 StGB 

1. Tatbestandsmäßigkeit 

A könnte sich gemäß § 185 Alt. 1 StGB strafbar gemacht 
haben, indem er zu C sagte, das Vorgehen der Beamten erin-
nere ihn an „Methoden der SS“. 

Dann müsste diese Äußerung eine Beleidigung sein. Un-
ter einer Beleidigung ist die Kundgabe der Nicht- oder Miss-
achtung zu verstehen.2 A vergleicht das Handeln von C und 
D, insbesondere deren Auswahl der zu kontrollierenden Per-
sonen, mit den von Willkür getragenen und von Recht und 
Gesetz losgelösten „Methoden der SS“ im NS-Staat. Damit 
rückt er die Beamten selbst in die Nähe von SS-Mitgliedern, 
was Ausdruck einer Geringschätzung und Missachtung ist.3 
Somit ist die Aussage des A eine Beleidigung. 

Darüber hinaus müsste A auch vorsätzlich gehandelt ha-
ben. Vorsatz ist das Wissen und Wollen der Tatbestandsver-
wirklichung.4 A war sich des beleidigenden Inhalts seiner 
Äußerung bewusst und wollte diesen auch so artikulieren. 
Dass er auf die Nachfrage des C hin erklärte, er habe diesen 
nicht beleidigen wollen, ist irrelevant. Zum einen ändern 
nachträgliche Bekundungen nichts am Vorsatz, der nur „bei 
Begehung der Tat“ vorliegen muss (§ 16 Abs. 1 S. 1 StGB 
i.V.m. § 8 StGB). Zum anderen setzt § 185 Alt. 1 StGB keine 
Beleidigungsabsicht voraus.5 Mithin handelte A vorsätzlich. 
 
2. Rechtswidrigkeit, § 193 StGB 

Überdies müsste A rechtswidrig gehandelt haben. Das ist der 
Fall, wenn ihm keine Rechtfertigungsgründe zur Seite stehen. 
Allgemeine Rechtfertigungsgründe, wie z.B. § 32 StGB, sind 
hier nicht einschlägig. Allerdings könnte A durch die Wahr-
nehmung berechtigter Interessen gemäß § 193 StGB gerecht-
fertigt sein. 

Dieser auf dem Prinzip der Interessenabwägung beruhen-
de,6 im Lichte des Art. 5 GG auszulegende und nur für die 

                                                 
1 Komplexüberschriften sollen den Komplex faktisch kenn-
zeichnen und keine rechtlichen Wertungen vorwegnehmen 
(Fahl/Winkler, Definitionen und Schemata Strafrecht, 
5. Aufl. 2013, FLS Rn. 2 S. 1); bedenklich daher sogar schon: 
„A. Die Identitätsfeststellung“. 
2 Fahl/Winkler (Fn. 1), § 185 Rn. 1 S. 69. 
3 Vgl. BVerfG NJW 1992, 2815 (2816); KG StraFo 2010, 
392 (393); OLG Frankfurt a.M. NStZ-RR 2012, 244 (245). 
4 Zu dieser „unpräzisen Kurzformel“ siehe Kühl, Strafrecht, 
Allgemeiner Teil, 7. Aufl. 2012, § 5 Rn. 6 m.w.N; zum Streit, 
ob vorsätzliches Handeln ein „Wollen“ voraussetzt, s. Joecks, 
Strafgesetzbuch, Studienkommentar, 10. Auflage 2012, § 15 
Rn. 11 ff. 
5 Vgl. Lenckner/Eisele, in: Schönke/Schröder, Strafgesetz-
buch, Kommentar, 28. Aufl. 2010, § 185 Rn. 14 m.w.N. 
6 Joecks (Fn. 4), § 193 Rn. 2; Rengier, Strafrecht, Besonderer 
Teil, Bd. 2, 14. Aufl. 2013, § 29 Rn. 37; Wessels/Hettinger, 
Strafrecht, Besonderer Teil, Bd. 1, 36. Aufl. 2012, Rn. 515. 

Ehrverletzungsdelikte geltende (bereichsspezifische) Recht-
fertigungsgrund,7 setzt zunächst ein „berechtigtes Interesse“ 
voraus. Als solches kommen alle privaten und öffentlichen 
Interessen, die nicht rechts- und sittenwidrig sind, in Be-
tracht.8 Vorliegend leiteten die Bundespolizisten C und D 
aufgrund der auffälligen Fankleidung, ohne das Hinzutreten 
weiterer personenbezogener Verdachtsmomente, gegen A 
und B eine Identitätsfeststellung ein. Das monierte A mit 
seiner Äußerung. Diese von der Meinungsfreiheit (Art. 5 
Abs. 1 S. 1 GG) geschützte Kritik an der Dienstführung der 
Beamten ist ein „berechtigtes Interesse“ im Sinne des § 193 
StGB.9 

Daneben müsste die Äußerung zur Wahrnehmung des 
„berechtigten Interesses“ geeignet und erforderlich sowie ein 
„angemessenes“ Mittel zur Erreichung dieses Zwecks sein.10 
Zweifel an der Eignung der, gewiss sehr scharfen und pole-
misierenden, Worte, die Dienstführung zu beanstanden, be-
stehen nicht. Ferner scheint die Wahl einer weniger über-
spitzten Formulierung nicht geeignet zu sein, das Anliegen 
des A in gleicher Weise zu verdeutlichen. Folglich ist die 
Äußerung auch erforderlich. Im Rahmen der Angemessen-
heitsprüfung sind die widerstreitenden Interessen unter Be-
rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles gegeneinan-

                                                 
7 Sinn, in: Satzger/Schmitt/Widmaier (Hrsg.), Strafgesetzbuch, 
Kommentar, 2009, § 185 Rn. 1; a.A. Eser, Wahrnehmung 
berechtigter Interessen als allgemeiner Rechtfertigungsgrund, 
1969, S. 20 f.: Tatbestandsauschließungsgrund; Günther, in: 
Seebode (Hrsg.), Festschrift für Günter Spendel zum 70. Ge-
burtstag am 11. Juli 1992, 1992, S. 189 (S. 196 f.): Strafun-
rechtsausschließungsgrund; Roeder, in: Lüttger (Hrsg.), Fest-
schrift für Ernst Heinitz zum 70. Geburtstag, 1972, S. 229 
(S. 240): Schuldausschließungsgrund; zum Ganzen Fahl, Stra-
Fo 2013, 1 (4). 
8 Fischer, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, Kommentar, 
60. Aufl. 2013, § 193 Rn. 10 ff.; Rengier (Fn. 6), § 29 Rn. 40; 
Zaczyk, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen (Hrsg.), Nomos 
Kommentar, Strafgesetzbuch, Bd. 2, 4. Aufl. 2013, § 193 
Rn. 18. 
9 Ob die Beamten wegen der Einordnung der angesetzten 
Fußballpartie als „Gefahrenspiel“ und der damit einherge-
henden Gefährdungslage gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 4 BPolG zur 
Kontrolle berechtigt waren, ist an dieser Stelle nicht relevant. 
Zwar wäre die Missbilligung durch A zugegebenermaßen 
nachvollziehbarer, wenn das polizeiliche Vorgehen auch 
rechtswidrig gewesen wäre. Allerdings gewährt Art. 5 Abs. 1 
S. 1 GG jedermann das Recht, seine Meinung zu äußern und 
zwar unabhängig davon, ob diese wertvoll, plausibel, „rich-
tig“ oder „falsch“ ist (vgl. BVerfGE 33, 1 [14]; 61, 1 [7]; 
BVerfG NJW 1992, 2815 [2816]). Das umfasst eben auch die 
Kritik einer rechtmäßigen hoheitlichen Maßnahme, vgl. 
BVerfG NJW 1992, 2815 (2816); OLG Düsseldorf NStZ-RR 
2003, 295 (296); OLG Frankfurt a.M. NStZ-RR 2012, 244 
(245). 
10 Zu allen drei Voraussetzungen Beulke, Klausurenkurs im 
Strafrecht II, Ein Fall- und Repetitionsbuch für Fortgeschrit-
tene, 2. Aufl. 2010, Rn. 59; Rengier (Fn. 6), § 29 Rn. 38 ff.; 
Zaczyk (Fn. 8), § 193 Rn. 21. 
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der abzuwägen. Hier stehen sich die Meinungsäußerungsfrei-
heit des A und der über Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG 
ebenfalls grundrechtlich geschützte Ehranspruch des C ge-
genüber. Nach ständiger Rechtsprechung des BVerfG über-
wiege der Ehrschutz regelmäßig (nur) dann, wenn es sich bei 
der herabsetzenden Äußerung um eine Formalbeleidigung, 
eine Schmähkritik oder einen Angriff auf die Menschenwür-
de handele.11 Eine Äußerung nehme diesen Charakter aber 
erst an, wenn sie ihrem objektiven Sinn und den konkreten 
Begleitumständen nach ausschließlich den Zweck der Diffa-
mierung oder der persönlichen Herabsetzung des Gegenübers 
verfolge.12 Vorliegend ging es dem A, wie auch die nachträg-
liche Distanzierung von einer Beleidigungsabsicht auf die 
Nachfrage des C hin zeigt, nicht um eine persönliche Herab-
setzung der Beamten. Er fühlte sich durch deren, wegen der 
Fankleidung getroffene, Auswahlentscheidung und durch die 
Kontrolle selbst diskriminiert. Damit stand für ihn die Kritik 
an der Sache im Vordergrund. Wird aber nur die Maßnahme 
beanstandet, so kann auch nur von einer mittelbaren Beein-
trächtigung des Ehranspruchs gesprochen werden, die weit-
aus weniger ins Gewicht fällt als eine unmittelbare.13 Das 
Recht des Bürgers, Maßnahmen der öffentlichen Gewalt ohne 
Furcht vor staatlichen Sanktionen zu kritisieren, gehört hin-
gegen zum Kernbereich der Meinungsäußerungsfreiheit.14 
Mit Blick auf deren grundlegende Bedeutung, als Vorausset-
zung für eine freie und offene Gesellschaft,15 überwiegt diese 
im Ergebnis hier. 

                                                 
11 Vgl. BVerfGE 28, 191 (202); 61, 1 (12); 66, 116 (151); 82, 43 
(51); 85, 1 (16); 90, 241 (248); 93, 266 (293 f.); 99, 185 (196); 
BVerfG NJW 1990, 1980 (1981); 1991, 1475 (1477); 2005, 
3274; 2006, 3769 (3772); 2009, 3016 (3017). 
12 BVerfGE 82, 272 (283 f.); 85, 1 (16); 93, 266 (294); BVerfG 
NJW 1991, 1475 (1477); 1993, 1462; 2003, 3760; 2005, 3274; 
2009, 749 f.; 2009, 3016 (3017); in der Literatur wird diese 
Rechtsprechung als „weitestgehende Abschaffung des straf-
rechtlichen Ehrschutzes“ (Krey, JR 1995, 221 [224]), „Liqui-
dierung des Ehrenschutzes“ (Kiesel, NVwZ 1992, 1129) oder 
„Proklamation eines Rechts auf Unrecht“ (Zaczyk [Fn. 8], 
§ 193 Rn. 33) scharf kritisiert; krit. auch Forkel, JZ 1994, 637; 
Otto, NJW 2006, 575; Stürner, JZ 1994, 865. 
13 So auch das BVerfG für die Bezeichnung von Abschie-
bungsmaßnahmen als „Gestapo-Methoden“ (NJW 1992, 
2815 [2816]) oder eine Anspielung auf das Polizeiverhalten 
während der NS-Zeit in einer Dienstaufsichtsbeschwerde 
(NJW 2005, 3274 [3275]), sowie das OLG Frankfurt a.M. für 
den Vergleich einer aufgrund der Hautfarbe durchgeführten 
Identitätsfeststellung mit „Methoden der SS“ (NStZ-RR 
2012, 244 [245]) oder das KG für den Ausspruch: „Mir sind 
hier nicht im Dritten Reich […]. Das ist hier wie bei der 
Gestapo.“ anlässlich einer Ingewahrsamnahme (StraFo 2010, 
392 [393]). 
14 BVerfG NJW 1992, 2815 (2816); 2009, 3016 (3019); KG 
StraFo 2010, 392 (393); vgl. auch BVerfGE 28, 191 (202); 
93, 266 (293). 
15 Vgl. BVerfG NJW 1992, 2815 (2816); OLG Frankfurt a.M. 
NStZ-RR 2012, 244 (245); zur fundamentalen Bedeutung der 

Darüber hinaus handelte A auch in der Absicht, ein „be-
rechtigtes Interesse“ wahrzunehmen.16 Mithin ist die Äuße-
rung gemäß § 193 StGB gerechtfertigt. 

 
3. Ergebnis 

A hat sich nicht wegen Beleidigung strafbar gemacht. 
 
II. § 113 Abs. 1 Alt. 1 StGB 

Indem A die Aufforderung des C, sich auszuweisen, ignorier-
te, könnte er sich gemäß § 113 Abs. 1 Alt. 1 StGB strafbar 
gemacht haben. 

Unproblematisch ist C als Bundespolizist ein Amtsträger 
(§ 11 Abs. 1 Nr. 2 lit. a StGB). Als solcher nimmt er eine 
Identitätsfeststellung (§ 23 Abs. 1 Nr. 4 BPolG) und damit 
eine Diensthandlung vor. Dagegen müsste A Widerstand ge-
leistet haben. Widerstandleisten ist jede aktive Tätigkeit ge-
genüber dem Vollstreckungsbeamten, mit der die Durchfüh-
rung einer Vollstreckungsmaßnahme verhindert oder er-
schwert werden soll.17 Das bloße Ignorieren der Aufforde-
rung stellt ein rein passives Verhalten da, das nicht tatbe-
standsmäßig ist. 

Folglich hat sich A nicht nach § 113 Abs. 1 Alt. 1 StGB 
strafbar gemacht. 
 
B. Strafbarkeit des D 

I. Strafbarkeit gem. § 223 Abs. 1 StGB 

1. Tatbestandsmäßigkeit 

a) Objektiver Tatbestand 

D könnte sich einer Körperverletzung nach § 223 Abs. 1 
StGB schuldig gemacht haben, indem er dem B mit der fla-
chen Hand in dessen rechte Gesichtshälfte schlug und dieser 
eine Orbitalbodenfraktur davontrug. 

Der Schlag könnte eine körperliche Misshandlung sein. 
Eine körperliche Misshandlung ist jede üble, unangemessene 
Behandlung, die das körperliche Wohlbefinden mehr als nur 
unerheblich beeinträchtigt.18 Durch den heftigen Schlag in 
das Gesicht erlitt B eine Orbitalbodenfraktur. Die dadurch 
hervorgerufenen Schmerzen beeinträchtigten das körperliche 
Wohlbefinden des B mehr als nur unerheblich. Folglich ist 
eine körperliche Misshandlung anzunehmen. Darüber hinaus 
könnte D den B an der Gesundheit geschädigt haben. Eine 
Gesundheitsschädigung ist jedes Hervorrufen, Steigern oder 
Aufrechterhalten eines krankhaften (pathologischen) Zu-

                                                                                    
Meinungsfreiheit für die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung allgemein schon BVerfGE 5, 87 (197). 
16 Überwiegend wird bei § 193 StGB auf subjektiver Ebene 
die Absicht zur Wahrnehmung berechtigter Interessen ver-
langt, so Rengier (Fn. 6), § 29 Rn. 47; Wessels/Hettinger 
(Fn. 6), Rn. 517. Andere lassen die Kenntnis der Rechtferti-
gungslage genügen, so Joecks (Fn. 4), § 193 Rn. 20; Lenck-
ner/Eisele (Fn. 5), § 193 Rn. 23. 
17 Fahl, in: Satzger/Schmitt/Widmaier (Fn. 7), § 113 Rn. 6. 
18 Fahl/Winkler (Fn. 1), § 223 Rn. 1S. 87; Joecks, in: 
Joecks/Miebach (Hrsg.), Münchener Kommentar zum Straf-
gesetzbuch, Bd. 4, 2. Aufl. 2012, § 223 Rn. 4. 
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stands.19 Bei dem Schlag traf D’s Daumenballen das Auge 
des B, sodass der Augenhöhlenboden zur Kieferhöhle hin 
brach. Dies ist ein pathologischer Zustand, der eine Heilbe-
handlung erforderlich macht. Mithin liegt auch eine Gesund-
heitsschädigung vor. 
 
b) Subjektiver Tatbestand 

D handelte vorsätzlich hinsichtlich aller Umstände des objek-
tiven Tatbestandes. 
 
2. Rechtswidrigkeit 

a) Öffentlich-rechtliche Dienstrechte 

Fraglich ist, ob D auch rechtswidrig gehandelt hat. 
D ist Bundespolizist, zu seinen Aufgaben gehört u.a. auch 

die Gefahrenabwehr auf dem Gebiet der Bahnanlagen (§ 3 
Abs. 1 Nr. 1 BPolG). Sein Schlag könnte eine solche Gefah-
renabwehrmaßnahme und daher durch öffentlich-rechtliche 
Eingriffsbefugnisse gerechtfertigt sein.20 Sähe man in ihm ein 
Zwangsmittel zur Ermöglichung des sofortigen Vollzugs (§ 6 
Abs. 2 VwVG) einer (fiktiven) Unterlassungsverfügung – 
nämlich einer auf § 14 Abs. 1, 2 BPolG gestützten Maßnah-
me zur Abwendung einer Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit (zu der auch die körperliche Unversehrtheit und die Ehre 
des D gehören) –, so hätte sich der Schlag in den Grenzen des 
UZwG zu halten. Das Vorliegen der übrigen Voraussetzun-
gen einmal unterstellt, blieben jedenfalls erhebliche Beden-
ken, ob der Schlag in das Gesicht des B dem Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz aus § 4 UZwG genügte.21 Folglich scheidet 
eine Rechtfertigung durch öffentlich-rechtliche Eingriffsbe-
fugnisse hier aus. 
 
b) § 32 StGB 

aa) Anwendbarkeit allgemeiner Rechtfertigungsgründe auf 
hoheitliches Handeln 

Der Schlag könnte aber durch § 32 StGB gerechtfertigt sein. 
Dann müssten sich Polizisten zur Rechtfertigung während der 
Dienstausübung begangener Handlungen auch auf § 32 StGB 
berufen können. Einige verneinen das.22 Hierfür spräche, dass 
der Schlag nicht von öffentlich-rechtlichen Vorschriften ge-
deckt ist und eine Rechtfertigung nach § 32 StGB im Ergeb-
nis zu einer Ausweitung der hoheitlichen Befugnisse führte. 

                                                 
19 Fahl/Winkler (Fn. 1), § 223 Rn. 2 S. 87; Fischer (Fn. 8), 
§ 223 Rn. 8. 
20 Zur Rechtfertigung von Polizeibeamten durch öffentlich-
rechtliche Dienstrechte BayObLG NStZ 1988, 518 (519); 
OLG Bremen NJW 1964, 735; OLG Karlsruhe NStZ-RR 
1997, 37 (38 f.); Amelung, JuS 1986, 329; Kühl (Fn. 4), § 9 
Rn. 117. 
21 Von den Bearbeitern wurde freilich keine Auseinanderset-
zung mit den genannten öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
erwartet. Wünschenswert wäre allenfalls ein Erkennen des 
evidenten Verstoßes gegen den für jede hoheitliche Maßnah-
me mit Eingriffscharakter geltenden Verhältnismäßigkeits-
grundsatz gewesen. 
22 Kunz, ZStW 95 (1983), 973 (981 ff.); Seelmann, ZStW 89 
(1977), 36 (50 ff.). 

Gegen eine völlige Versagung des Notwehrrechts streitet 
aber, dass dem Polizisten, der letztlich ein „Bürger in Uni-
form“23 ist, nicht weniger Rechte zu stehen können als dem 
Privaten. Dies wird auch durch die in einigen Polizeigesetzen 
normierten Notrechtsvorbehalte (z.B. Art. 60 Abs. 2 
BayPAG, § 60 Abs. 2 BbgPolG, § 101 Abs. 2 SOG M-V) 
untermauert. Deshalb nimmt die h.A. an, dass § 32 StGB 
auch Polizeibeamten im Dienst zur Seite stehe.24 Mit Blick 
auf die Einheit der Rechtsordnung führe eine Notwehrrecht-
fertigung allerdings auch zur Rechtmäßigkeit der Diensthand-
lung im öffentlich-rechtlichen Sinne und damit zur Erweite-
rung der Hoheitsbefugnisse.25 Um diese missliche Konse-
quenz, die letztlich den für das öffentliche Recht geltenden 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz unterwandert, zu vermeiden, 
befürworten andere zutreffend ein Notwehrrecht unter Auf-
spaltung der polizeilichen (Notwehr)Handlung in einen 
(rechtmäßigen) strafrechtlichen und (rechtswidrigen) öffent-
lich-rechtlichen Teil.26 Freilich kann hier aufgrund der Er-
gebnisgleichheit dahinstehen, ob der h.A. oder der letztge-
nannten Auffassung zu folgen ist. Somit kommt eine Recht-
fertigung des Schlages nach § 32 StGB in Betracht. 
 
bb) Notwehrlage27 

(1) Angriff 

Dann müsste zunächst ein Angriff vorliegen. Ein Angriff ist 
jede durch menschliches Verhalten drohende Verletzung 
rechtlich geschützter Interessen.28 Das Anrauchen mit zuvor 
bereits inhaliertem, damit mit Atemluft und Speichelnebel 
vermengtem, Zigarettenrauch könnte eine drohende Verlet-
zung der körperlichen Unversehrtheit des D darstellen. In An-
lehnung an § 223 Abs. 1 StGB wäre dies dann der Fall, wenn 
dem D eine körperliche Misshandlung oder Gesundheits-
schädigung drohen würde. Beide Alternativen setzen jedoch 
das Überschreiten einer durch einen objektiven Betrachter zu 

                                                 
23 Vgl. Lisken/Witzstrock, ZRP 2004, 31. 
24 BGH NJW 1958, 1405 f.; BGH NStZ 2005, 31; 
BayObLGSt 40, 141 (142); OLG Karlsruhe, Beschl. v. 
10.2.2011 – 2 Ws 181/10 = BeckRS 2011, 04322; OLG 
Frankfurt a.M., Beschl. v. 14.11.2012 – 2 Ws 122/12 = 
BeckRS 2012, 23477; Kühl (Fn. 4), § 7 Rn. 153; Roxin, Straf-
recht, Allgemeiner Teil, Bd. 1, 4. Aufl. 2006, § 15 Rn. 112; 
zum Ganzen vgl. Böse/Kappelmann, ZJS 2008, 290 (294 ff.). 
25 Wessels/Beulke, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 42. Aufl. 
2012, Rn. 288 f. 
26 Erb, in: Joecks/Miebach (Hrsg.), Münchener Kommentar 
zum Strafgesetzbuch, Bd. 1, 2. Aufl. 2012, § 32 Rn. 169; 
Rengier, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 4. Aufl. 2012, § 18 
Rn. 96; vgl. auch Joecks (Fn. 4), § 32 Rn. 59 f. 
27 Diese Überschrift eignet sich zwar zur Gliederung, ist aber 
kein subsumtionsfähiger Begriff. Zumindest missverständlich 
ist daher die von einigen Prüflingen gewählte Formulierung: 
„Als erstes müsste eine Notwehrlage vorliegen“ – „Vorlie-
gen“ müsste keine Notwehrlage, sondern ein gegenwärtiger 
rechtswidriger Angriff. 
28 Fahl/Winkler (Fn. 1), § 32 Rn. 3 S. 33. 
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bestimmenden Erheblichkeitsschwelle voraus.29 So muss das 
Verhalten geeignet sein, dass Wohlbefinden erheblich30 zu 
beeinträchtigen oder einen mehr als nur unerheblich31 vom 
Normalzustand der körperlichen Funktionen des Opfers ab-
weichenden Zustand herbeizuführen. Das „Anprusten“ durch 
B scheint geeignet zu sein, das Wohlbefinden zu beeinträch-
tigen. Mit Blick auf den ultima ratio Charakter des Straf-
rechts und den darin zum Ausdruck kommenden Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz wird man aber nur schwer eine erhebli-
che Beeinträchtigung annehmen können.32 Dasselbe gilt für 
die Gesundheitsschädigung: Zwar ist die gesundheitsbeein-
trächtigende Wirkung des Passivrauchens aufgrund karzino-
gener Anteile des Zigarettenrauchs anerkannt, aber die Er-
heblichkeitsschwelle ist bei kurzem Anrauchen nicht über-
schritten. So erschiene die Verurteilung wegen Körperverlet-
zung und die Verhängung einer Mindeststrafe von fünf Ta-
gessätzen Geldstrafe (§ 40 StGB) in einem derartigen Fall als 
unverhältnismäßig.33 

Damit schließt sich die Frage an, ob der Angriff über-
haupt einen Straftatbestand erfüllen muss.34 Zwar erfordert 
§ 32 Abs. 2 StGB einen „rechtswidrigen Angriff“, sodass mit 
Blick auf § 11 Abs. 1 Nr. 5 StGB „rechtswidrig“ dann auch 
„tatbestandsgemäß“ bedeuten müsste – aber § 11 Abs. 1 Nr. 5 
StGB definiert die „rechtswidrige Tat“ und nicht den „rechts-
widrigen Angriff“. Damit ist auch die nur unerhebliche Be-
einträchtigung der körperlichen Unversehrtheit notwehrfähig. 
Fraglich erscheint dann aber, ob die Abwehr dieser unerheb-
lichen Beeinträchtigung ein Fall der „Unfugabwehr“ ist und 
damit bereits das Vorliegen eines Angriffs ausgeschlossen 
ist.35 

Eine Entscheidung des Streitstandes kann hier dahinste-
hen – in dem Anrauchen liegt jedenfalls eine Kundgabe der 

                                                 
29 Eser/Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder (Fn. 5), § 223 
Rn. 4a. 
30 Fischer (Fn. 8), § 223 Rn. 4; Wessels/Hettinger (Fn. 6), 
Rn. 255; dazu instruktiv auch Hardtung, JuS 2008, 864 
(865 f.). 
31 Hardtung, JuS 2008, 864 (867); Joecks (Fn. 4), § 223 
Rn. 11; Wessels/Hettinger (Fn. 6), Rn. 257. 
32 Weitgehende Einigkeit besteht dahingehend, dass das durch 
Anspucken hervorgerufene Ekelgefühl das körperliche Wohl-
befinden nicht erheblich zu beinträchtigen vermag, OLG 
Zweibrücken NJW 1991, 123; zustimmend Wessels/Hettinger 
(Fn. 6), Rn. 256; anders in Bezug auf das Anpusten mit Spei-
chel vermengtem Zigarettenrauch scheinbar das LG Bonn, Urt. 
v. 9.12.2011 – 25 Ns 555 Js 131/09 – 148/11, Rn. 52 (zitiert 
nach Juris), das darin ein über die „Grenze hinzunehmender 
Bagatellen“ hinausgehendes Mittel, welches zur Beeinträchti-
gung der körperlichen Unversehrtheit geeignet sei, sieht. Of-
fenbleibt, ob sich das LG dabei auf die „Erheblichkeitsschwel-
le“ des § 223 Abs. 1 StGB oder auf einen Angriff ausschlie-
ßenden Fall der „Unfugabwehr“ (vgl. dazu Fahl, JA 2000, 460 
(464); Kühl [Fn. 4], § 7 Rn. 187 ff.) bezieht. 
33 Vgl. Hardtung, JuS 2008, 864 (866). 
34 Fahl/Winkler, Meinungsstreite Strafrecht AT und BT/1, 2. 
Aufl. 2013, § 32 Rn. 2. 
35 So Kühl (Fn. 4), § 7 Rn. 189. 

Missachtung und damit ein, sogar in eine tätliche Beleidi-
gung gemäß § 185 Alt. 2 StGB gekleideter, Angriff auf die 
Ehre des D.36 
 
(2) Gegenwärtig und rechtswidrig 

Des Weiteren müsste der Angriff gegenwärtig sein. Gegen-
wärtig ist er, wenn die Verletzung unmittelbar bevorsteht, 
begonnen hat oder noch nicht abgeschlossen ist.37 Hier ist B 
gerade dabei, den D „anzuprusten“, mithin hat der Angriff 
bereits begonnen bzw. dauert noch an. Überdies steht dem B 
seinerseits kein Rechtfertigungsgrund zur Seite, sodass der 
Angriff auch rechtswidrig ist.38 
 
cc) Notwehrhandlung 

Außerdem müsste der Schlag zur Angriffsabwehr erforder-
lich, d.h. das mildeste unter den sicher wirksamen (geeigne-
ten) Mitteln sein.39 Die in Frage kommenden Mittel bestim-
men sich aus einer objektiven ex ante-Perspektive.40 Hier 
hätte sich D durch einen Schritt nach hinten dem Rauch ent-
ziehen können. Ein Zurückweichen, das einer Flucht vor dem 
Angriff gleichkommt, ist aber keine Verteidigungshandlung 
und gehört daher nicht zum Kreis der Abwehrmittel.41 D 
hätte dem B aber auch einen kräftigen Stoß gegen die Brust 
versetzen können. Damit wäre aber die Gefahr einhergegan-
gen, dass B das Gleichgewicht verloren hätte, die Treppe hin-
untergestürzt wäre und sich schwere Kopfverletzungen zuge-
zogen hätte. Folglich wäre auch ein Stoß kein milderes Mittel 
gewesen.42 Letztlich hätte D dem B mit der flachen Hand 
auch den Mund zu halten können, was ein milderes und 
wahrscheinlich auch gleich geeignetes Mittel zur Angriffs-
abwehr gewesen wäre.43 Allerdings hätte sich D dann auch 
der Gefahr eines Bisses durch B ausgesetzt. Ein solches Risi-
ko braucht der Verteidiger grundsätzlich jedoch nicht einzu-

                                                 
36 Vgl. LG Bonn, Urt. v. 9.12.2011 – 25 Ns 555 Js 131/09 – 
148/11, Rn. 52 (zitiert nach Juris). 
37 Fahl/Winkler (Fn. 1), § 32 Rn. 4 S. 33. 
38 Zur Definition des „rechtswidrigen“ Angriffs Rengier 
(Fn. 26), § 18 Rn. 28. 
39 Fahl/Winkler (Fn. 1), § 32 Rn. 7 S. 33. 
40 Erb (Fn. 26), § 32 Rn. 130; Lenckner/Perron, in: Schön-
ke/Schröder (Fn. 5), § 32 Rn. 34; Rönnau/Hohn, in: Laufhüt-
te/Rissing-van Saan/Tiedemann (Hrsg.), Strafgesetzbuch, 
Leipziger Kommentar, Bd. 2, 12. Aufl. 2007, § 32 Rn. 180. 
41 Dazu Kühl (Fn. 4), § 7 Rn. 78. 
42 In diesem Zusammenhang meinten einige Examenskandi-
daten, dass die Ausführung eines „Polizeigriffs“ ein milderes 
Mittel sei. Ob das Zu-Boden-Bringen mit einer Hebeltechnik 
wirklich ein solches ist, darf aber höchst zweifelhaft erschei-
nen. 
43 Das LG Bonn, Urt. v. 9.12.2011 – 25 Ns 555 Js 131/09 – 
148/11, Rn. 60 (zitiert nach Juris) hält ein Zuhalten des Mun-
des, um ein weiteres Anrauchen zu verhindern für nicht 
gleich geeignet, weil es möglicherweise nur zu einem unvoll-
ständigen Verschluss des Mundes führe. 
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gehen.44 Damit ist der Schlag mit der flachen Hand zur An-
griffsabwehr erforderlich.45 

Außerdem müsste die Verteidigungshandlung geboten 
sein. Lehre und Rechtsprechung haben Fallgruppen entwi-
ckelt, in denen das Notwehrrecht zu scharf erscheint und da-
her „sozialethisch“ einzuschränken ist.46 Im Kern sind fol-
gende Fallgruppen anerkannt: Angriffe von erkennbar Irren-
den oder schuldlos Handelnden, Angriffe in engen persönli-
chen Beziehungen, Notwehrprovokation und krasses Miss-
verhältnis zwischen dem angegriffen und dem durch die Ver-
teidigung beeinträchtigten Rechtsgut.47 Hier ist keine der ge-
nannten Fallgruppen einschlägig. Mithin ist der Schlag auch 
geboten. 
 
dd) „Verteidigungswille“ 

Schließlich müsste D auch mit „Verteidigungswillen“ gehan-
delt haben.48 D schlug den B „um“ ein weiteres „Anprusten“ 
zu verhindern. D.h. er handelte in Kenntnis der Notwehrlage 
und mit der Absicht, sie zu beenden. Somit ist auch das sub-
jektive Rechtfertigungselement in Form eines „Verteidi-
gungswillens“ erfüllt. 

Im Ergebnis ist der Schlag des D daher gemäß § 32 StGB 
gerechtfertigt. 
 
3. Ergebnis 

D hat sich keiner Körperverletzung schuldig gemacht. 
 
II. Ergebnis zur Strafbarkeit des D 

D hat sich nicht strafbar gemacht. 
 
C. Zwischenergebnis 

Weder A noch D haben sich im ersten Tatkomplex strafbar 
gemacht. 

                                                 
44 Vgl. Fischer (Fn. 8), § 32 Rn. 32; Kühl (Fn. 4), § 7 Rn. 103 
jeweils m.w.N. 
45 Hätte, wovon der Sachverhalt freilich nichts sagt, B infolge 
der Orbitalbodenfraktur sein Augenlicht verloren, dann wäre 
zu diskutieren gewesen, ob auch eine fahrlässig herbeigeführ-
te schwere Folge durch § 32 StGB gerechtfertigt ist. Für sich 
genommen wäre diese Folge zur Abwehr des Ehrangriffs 
nicht erforderlich gewesen. Bei der Bestimmung der Erfor-
derlichkeit kommt es aber allein auf die Verteidigungshand-
lung und nicht auf den durch sie herbeigeführten Erfolg an, 
vgl. Lenckner/Perron (Fn. 40), § 32 Rn. 38; Rönnau/Hohn 
(Fn. 40), § 32 Rn. 222; Wessels/Beulke (Fn. 25), Rn. 336. 
46 Vertiefend Scherenberg, Die sozialethischen Einschrän-
kungen der Notwehr, 2009, S. 49 ff. 
47 Zu allen umfassend Kühl (Fn. 4), § 7 Rn. 170 ff. 
48 Heute besteht weitgehende Einigkeit dahingehend, dass die 
Notwehr ein subjektives Rechtfertigungselement voraussetzt. 
Streit besteht hinsichtlich der Frage, ob eine Verteidigung in 
Kenntnis der Notwehrlage ausreicht (so z.B. Joecks [Fn. 4], 
§ 32 Rn. 17) oder ob auch der Wille den Angriff abzuwehren 
hinzutreten muss (so insbesondere die Rechtsprechung, z.B. 
BGHSt 3, 194, [198]), Zum Ganzen Prittwitz, JURA 1984, 
74. 

2. Tatkomplex: Im Stadion 

A. Strafbarkeit des W 

I. Strafbarkeit gem. § 185 Alt. 1 StGB 

1. Tatbestandsmäßigkeit 

a) Objektiver Tatbestand 

aa) Beleidigender Charakter 

W könnte sich wegen Beleidigung gemäß § 185 Alt. 1 StGB 
strafbar gemacht haben, indem er ein Banner mit der Auf-
schrift „A.C.A.B.“ im Stadion in die Höhe hielt. 

Dann müsste die Aufschrift zunächst beleidigenden In-
halts sein, d.h. eine Nicht- oder Missachtung ausdrücken.49 
Ob dies der Fall ist, ist unter Berücksichtigung aller, das 
Tatgeschehen maßgeblich prägender, Umstände des Einzel-
falls allein nach dem objektiven Sinngehalt der Äußerung zu 
bestimmen. Die Auslegung des Erklärten hat sich daran zu 
orientieren, wie ein „alle maßgeblichen Umstände kennender 
unbefangener verständiger Dritter“ die Äußerung versteht.50 
Die Buchstabenkombination „A.C.A.B.“ ist nach dem Erfah-
rungswissen all derer, die regelmäßig ein Fußballstadion be-
suchen bzw. dort ihren Dienst verrichten, die Abkürzung für 
die englischsprachige Parole „all cops are bastards“ (zu 
Deutsch: „Alle Polizisten sind Bastarde“).51 Die Bezeichnung 
eines Menschen als „bastard“ bzw. „Bastard“ ist, unabhängig 
von der früheren Wortbedeutung (uneheliches Kind), nach 
gängigem und allgemeinem Sprachgebrauch grundsätzlich 
geeignet, diese Person als minderwertig und verachtenswert 
zu kennzeichnen und deren Ehranspruch erheblich zu beein-
trächtigen.52 Mit Blick auf das Spannungsverhältnis zwischen 
Ehre und Meinungsfreiheit53 ist einer Auslegung der Äuße-
rung, die auch in Abwägung mit dem Ehranspruch des Be-
troffenen in den Schutzbereich von Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG 
fällt, der Vorzug zu gewähren.54 Zwar sind hier derartige 

                                                 
49 Siehe schon oben Fn. 2. 
50 BVerfG NJW 2009, 3016 (3018); BGHSt 19, 235 (237); 
OLG Karlsruhe NStZ 2005, 158 m. Anm. Jerouschek, NStZ 
2006, 345; Fischer (Fn. 8), § 185 Rn. 8; Lenckner/Eisele 
(Fn. 5), § 185 Rn. 8 jeweils m.w.N. 
51 OLG Stuttgart NStZ-RR 2009, 50; LG Stuttgart NStZ 
2008, 633 = StraFo 2007, 384. Ähnlich auch Jäger, JA 2013, 
232 (234). 
52 OLG Karlsruhe, Urt. v. 19.7.2012 – 1 (8) Ss 64/12 – AK 
40/12 = BeckRS 2012, 22944 mit Besprechung Jäger, JA 
2013, 232; OLG Stuttgart NStZ-RR 2009, 50; sicherlich kann 
es auch Ausdruck von Ehre und einer gefestigten Persönlich-
keit sein, solche Herabsetzungsversuche an sich abprallen zu 
lassen, ohne gleich nach dem Staatsanwalt zu rufen, Zöller, 
ZJS 2013, 102 (107). Wird allerdings ein Strafantrag gestellt, 
so vermögen diese Erwägungen nichts an dem beleidigenden 
Charakter der Buchstabenkombination zu ändern. 
53 Dazu Klas/Blatt, HRRS 2012, 388 (389); Zöller, ZJS 2013, 
102 (103). 
54 BVerfGE 93, 266 (270 f.); BVerfG NJW 2001, 3613 
(3614); 2002, 3315 (3316); BayObLG NJW 2005, 1291; 
OLG Karlsruhe, Urt. v. 19.7.2012 – 1 (8) Ss 64/12 – AK 
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Deutungen möglich, aber sie treten nach den Umständen des 
Falles gerade nicht hervor. So ist es aus der Sicht eines objek-
tiven Dritten fernliegend, dass mit dem Banner inmitten des 
Fanblocks „Acht Cola, Acht Bier“ bestellt werden sollten. 
Auch andere Deutungsmöglichkeiten, wie „Autonome Chao-
ten Argumentieren Besser“,55 „All Chicks Are Beautiful“, 
„Alle Chaoten am Bau“56 oder „Always Cary A Bible“57 sind 
eher abwegig und müssten, soweit sie erhoben werden, als 
offensichtliche Schutzbehauptungen zurückgewiesen wer-
den.58 Mithin hat die Aufschrift des Banners einen beleidi-
genden Inhalt. 
 
bb) Beleidigungsfähigkeit von Kollektiven 

Problematisch ist indes, wer mit den Worten „all cops“ ge-
meint ist, d.h. an welchen Ehrträger die Beleidigung adres-
siert ist. 

Zunächst könnte die Institution „Polizei“ selbst gemeint 
sein. Fraglich ist, ob derartige Personenmehrheiten (Kollekti-
ve) beleidigt werden können. Eine Ansicht hält nur die in 
§ 194 Abs. 3, 4 StGB genannten Institutionen für passiv be-
leidigungsfähig.59 Die Polizei gehört nicht zu den dort ge-
nannten. Die h.A. hält überdies auch Kollektivpersönlichkei-
ten, die eine rechtlich anerkannte Aufgabe erfüllen und einen 
einheitlichen Willen bilden können, für beleidigungsfähig.60 
Mit der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung erfüllt die Poli-
zei eine rechtlich anerkannte Aufgabe. Aber mit Blick auf 
unterschiedliche Aufgabenstellungen, Bedeutung und Orga-
nisation (vgl. nur Bundespolizei des Bundes und Schutzpoli-
zeien der Länder) kann nicht die Rede von einer einheitlichen 
Willensbildung sein.61 Somit gelangen beide Ansichten zu 
dem Ergebnis, dass es sich bei der Polizei nicht um ein belei-
digungsfähiges Kollektiv handelt. 
 
 
 
 
 
 

                                                                                    
40/12 = BeckRS 2012, 22944; vgl. auch Mavany, Jura 2010, 
594 (596). 
55 OLG Stuttgart NStZ-RR 2009, 50. 
56 LG Regensburg, Urt. v. 16.5.2012 – 4 Ns 110 Js 
17794/2011 = BeckRS 2012, 22194. 
57 Zöller, ZJS 2013, 102 (104). 
58 So auch Zöller, ZJS 2013, 102 (104). 
59 Zaczyk (Fn. 8), Vor § 185 Rn. 12; Wessels/Hettinger 
(Fn. 6), Rn. 468. 
60 BGHSt 6, 186 (191); BGH StV 1982, 222 (223); BayOblG 
NJW 1990, 921 (922); 1990, 1742; OLG Karlsruhe, Urt. v. 
19.7.2012 – 1 (8) Ss 64/12 – AK 40/12 = BeckRS 2012, 
22944; Geppert, Jura 2005, 244 (245); Lenckner/Eisele 
(Fn. 5), Vor § 185 Rn. 3 f.; Tenckhoff, JuS 1988, 457 f. 
61 BayObLG NJW 1990, 1742 = JZ 1990, 348 = MDR 1990, 
564. 

cc) Beleidigung „unter einer Kollektivbezeichnung“62 

Daneben könnten auch einzelne Polizeibeamte, hier zumin-
dest der E, unter Gebrauch einer Kollektivbezeichnung („all 
cops“) beleidigt worden sein. Dann müsste sich die bezeich-
nete Personengruppe aufgrund bestimmter Merkmale so 
deutlich aus der Allgemeinheit herausheben, dass der Kreis 
der Betroffenen klar abgegrenzt und überschaubar ist.63 Das 
Zeigen des Banners während eines Fußballbundesligaspiels 
legt hier den Schluss nahe, dass alle im Rahmen dieses Ein-
satzes im Stadionbereich diensthabenden Polizeivollzugsbe-
amten gemeint waren.64 Polizeioberrat E, der das Transparent 
wahrgenommen und entsprechend gedeutet hat, ist Teil die-
ser, aufgrund des zeitlichen und örtlichen Zusammenhangs 
zum Fußballspiel, klar abgrenzbaren Gruppe.65 Dagegen 
spricht auch nicht, dass die Wendung englischsprachig ist 
und daher scheinbar auf die Gesamtheit der Polizisten welt-
weit Bezug nimmt.66 Das Banner wurde gerade im Stadion 
und aus Anlass des damit verbundenen Polizeieinsatzes ge-
zeigt. In welcher Sprache dabei beleidigt wird, kann für die 
Bestimmung des Adressatenkreises, zumindest wenn die Pa-
role verstanden wird, nicht maßgeblich sein. Auch das Ar-
gument, die Präsenz der Medien im Stadion erweitere den 
Kreis der Adressaten auf alle vor den Fernsehgeräten sitzen-
den Polizisten im In- und Ausland und damit auf eine unbe-
stimmbar große Gruppe, verfängt nicht.67 Denn es sind im 
Sachverhalt keine Umstände ersichtlich (wie z.B. ein bewuss-
tes Halten des Banners in eine Fernsehkamera), die eine der-

                                                 
62 Die verbreitete Bezeichnung dieser Fallgruppe als „Kollek-
tivbeleidigung“ oder „Sammelbeleidigung“ ist demgegenüber 
ungenau, da es gerade nicht um die Beleidigung eines Kol-
lektivs geht, sondern um mehrere Einzelbeleidigungen, die 
durch eine Kollektivbezeichnung verwirklicht und zusam-
mengefasst werden, vgl. Geppert, Jura 2005, 244 (245 ff.); 
Rengier (Fn. 7), § 28 Rn. 13 f. 
63 BVerfGE 93, 266 (301 f.); BGHSt 2, 38 (39); 11, 207 
(208); 19, 235 (238); 36, 83 (85 ff.); BayObLG NJW 1990, 
1742; Lenckner/Eisele (Fn. 5), Vor § 185 Rn. 5 ff.; Mavany, 
Jura 2010, 594 (597); Wessels/Hettinger (Fn. 6), Rn. 473. 
64 Vgl. OLG Karlsruhe, Urt. v. 19.7.2012 – 1 (8) Ss 64/12 – 
AK 40/12 = BeckRS 2012, 22944. 
65 Zur Frage der Individualisierbarkeit des Adressatenkreises 
BGH StV 1982, 222 (223); BayObLG NJW 1990, 921 (922); 
OLG Karlsruhe, Urt. v. 19.7.2012 – 1 (8) Ss 64/12 – AK 
40/12 = BeckRS 2012, 22944; eine hinreichende Individuali-
sierung auf die Gruppe der eingesetzten Streifenpolizisten 
soll fehlen, wenn der Täter auf einem Volksfest ein T-Shirt 
mit dem Aufdruck „A.C.A.B“ trägt, LG Regensburg, Urt. v. 
16.5.2012 - 4 Ns 110 Js 17794/2011 = BeckRS 2012, 22194, 
so auch die Revisionsinstanz OLG Nürnberg, Urt. v. 
1.10.2012 - 1 St OLG Ss 211/2012 = BeckRS 2012, 22396. 
66 So aber Klas/Blatt, HRRS 2012, 388 (390), zustimmend 
Zöller, ZJS 2013, 102 (106). 
67 So aber Klas/Blatt, HRRS 2012, 388 (391), Zöller, ZJS 
2013, 102 (106). Weitergehend Jäger, JA 2013, 232 (234), 
der für naheliegend hält, dass es den Tätern in derartigen 
Fällen aufgrund einer möglichen Fernsehübertragung um die 
Verbreitung einer Aussage mit politischem Bezug gehe.  
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artige Annahme rechtfertigen. Überdies würde niemand auf 
die Idee kommen, eine Beleidigung der Fernsehzuschauer 
anzunehmen, wenn der Täter seinem Gegenüber vor laufen-
den Kameras ein Schild mit beleidigender Aufschrift zeigt. In 
beiden Fällen ist gleichermaßen klar, dass jeweils die Per-
son(en) vor Ort und nicht das Fernsehpublikum gemeint sind. 
Im Ergebnis ist hier Polizeioberrat E als Teil der im Stadion 
diensthabenden Beamten Adressat der Beleidigung. 
 
b) Subjektiver Tatbestand 

Überdies müsste W vorsätzlich gehandelt haben. W wusste 
weder um die Aufschrift des Banners noch um deren beleidi-
genden Charakter. Mithin kannte er nicht alle Umstände der 
Tat und handelte gemäß § 16 Abs. 1 S. 1 StGB ohne Vorsatz. 
 
2. Ergebnis 

W hat sich nicht gemäß § 185 Alt. 1 StGB strafbar gemacht. 
 
II. Ergebnis zur Strafbarkeit des W 

W hat sich nicht strafbar gemacht. 
 
B. Strafbarkeit des A 

I. § 242 Abs. 1 StGB 

1. Tatbestandsmäßigkeit 

a) Objektiver Tatbestand 

A könnte sich eines Diebstahls gemäß § 242 Abs. 1 StGB 
schuldig gemacht haben. 

Dann müsste er eine fremde bewegliche Sache, nämlich 
den mit Bier gefüllten Plastikbecher des W,68 weggenommen 
haben. Wegnahme ist der Bruch fremden und die Begrün-
dung neuen Gewahrsams.69 Ursprünglich hatte W Gewahr-
sam daran. Jedenfalls zu dem Zeitpunkt, als A sich mit dem 
ergriffenen Becher einige Schritte entfernt, hat er daran eige-
nen Gewahrsam begründet. Dies geschah ohne die Zustim-
mung des W. Mithin liegt eine Wegnahme vor. 
 
b) Subjektiver Tatbestand 

Diesbezüglich handelte A vorsätzlich. Darüber hinaus müsste 
er auch mit Zueignungsabsicht gehandelt haben. Darunter 
sind die Absicht zumindest vorübergehender Aneignung und 
der Vorsatz dauernder Enteignung der Sache selbst oder des 
in der Sache verkörperten Sachwerts zu verstehen.70 Eine 
Enteignung ist die Verdrängung des Eigentümers aus seiner 
Sachherrschaftsposition.71 Hier geht A nicht davon aus, dass 
W den mit Bier gefüllten Becher irgendwann zurückerhält. 
Folglich ist der erforderliche Enteignungsvorsatz gegeben. 
Unter einer Aneignung ist die Anmaßung einer eigentümer-

                                                 
68 Die Sacheigenschaft ist unabhängig von dem Aggregatszu-
stand, sodass auch das Bier allein eine Sache und damit taug-
liches Tatobjekt ist. 
69 Rengier, Strafrecht, Besonderer Teil, Bd. 1, 15. Aufl. 2013, 
§ 2 Rn. 10. 
70 Fahl/Winkler (Fn. 1), § 242 Rn. 7 S. 104. 
71 Rengier (Fn. 69), § 2 Rn. 40; Wessels/Hillenkamp, Straf-
recht, Besonderer Teil, Bd. 2, 35. Aufl. 2012, Rn. 156. 

ähnlichen Stellung zu verstehen.72 Mit Blick auf die Tatsa-
che, dass A den Becher alsbald nach der Wegnahme als 
Wurfwerkzeug nutzte, scheint fraglich zu sein, ob er mit An-
eignungsabsicht handelte. Entscheidend ist, ob es dem A im 
Augenblick der Wegnahme darauf ankam, den Becher nur 
wegzuwerfen (Enteignung ohne Aneignung)73 oder zumin-
dest vorübergehend im eigenen Interesse zu nutzen. Hier 
fasste A den Entschluss, den Becher als Wurfgegenstand zu 
nutzen, erst nachdem er zuvor einige Schlucke daraus trank. 
Mithin handelte er mit der Absicht, sich den mit Bier gefüll-
ten Becher (zumindest vorübergehend) selbst anzueignen. 
Überdies war die Zueignung in Ermangelung eines fälligen 
und einredefreien Anspruchs des A auf Übereignung des 
Bierbechers auch rechtswidrig.74 Somit ist die Absicht rechts-
widriger Zueignung gegeben. 
 
2. Rechtswidrigkeit und Schuld 

Zweifel an Rechtswidrigkeit und Schuld bestehen nicht. 
 
3. Strafverfolgungsvoraussetzung 

Bei dem Becher samt Inhalt handelt es sich um eine „gering-
wertige Sache“.75 Der deshalb gemäß § 248a StGB i.V.m. 
§§ 77 ff. StGB erforderliche Strafantrag wurde laut Bearbei-
tervermerk gestellt. 
 
4. Ergebnis 

A hat sich eines Diebstahls schuldig gemacht. 
 
II. § 246 Abs. 1 StGB 

Die zugleich verwirklichte Unterschlagung (§ 246 Abs. 1 
StGB) ist gegenüber § 242 Abs. 1 StGB formell subsidiär. 
 
III. § 223 Abs. 1 StGB zum Nachteil des W 

Indem A dem W einen Kopfstoß versetzte, könnte er sich 
wegen Körperverletzung nach § 223 Abs. 1 StGB strafbar 
gemacht haben. 

Durch den Kopfstoß hat der A das körperliche Wohlbe-
finden des W mehr als nur unerheblich beeinträchtigt und ihn 
daher körperlich misshandelt. Der hervorgerufene Nasen-
beinbruch ist ein pathologischer Zustand, der eine Heilbe-
handlung erforderlich macht. Folglich ist auch eine Gesund-
heitsschädigung gegeben. A handelte diesbezüglich auch vor-
sätzlich. Zweifel an Rechtswidrigkeit und Schuld bestehen 
nicht. Überdies ist der gemäß § 230 Abs. 1 StGB erforderli-
che Strafantrag gestellt. 

Im Ergebnis hat sich A gemäß § 223 Abs. 1 StGB strafbar 
gemacht. 

                                                 
72 Fahl/Winkler (Fn. 1), § 242 Rn. 8 S. 104. 
73 Zur Zueignungsabsicht s. Schramm, JuS 2008, 773 (774 ff.). 
74 Zum Rechtswidrigkeitsmerkmal Vogel, in: Laufhütte/Ris-
sing-van Saan/Tiedemann (Hrsg.), Strafgesetzbuch, Leipziger 
Kommentar, Bd. 8, 12. Aufl. 2007, § 242 Rn. 172 f. 
75 Zur Geringwertigkeitsgrenze, die nach der Verkehrsauffas-
sung bei 50 € liegen dürfte, Kühl, in: Lackner/Kühl (Hrsg.), 
Strafgesetzbuch, Kommentar, 27. Aufl. 2011, § 248a Rn. 3 
m.w.N. 
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IV. § 226 Abs. 1 Nr. 3 StGB zum Nachteil des W 

A könnte sich einer schweren Körperverletzung schuldig ge-
macht haben, indem er dem W einen Kopfstoß versetzte, wo-
bei sich dieser einen Nasenbeinbruch zuzog. 

Der Grundtatbestand des § 223 Abs. 1 StGB ist erfüllt 
(s.o.). 

Der herbeigeführte Nasenbeinbruch könnte eine schwere 
Folge im Sinn des § 226 Abs. 1 Nr. 3 StGB sein. Dann müss-
te W zunächst entstellt, d.h. in der äußeren Gesamterschei-
nung verunstaltet, sein.76 Dies wäre denkbar, wenn in dem 
Gesicht des W Narben zurückbleiben würden. 77 Allerdings 
schweigt der Sachverhalt dazu, sodass eine Entstellung des W 
zu verneinen ist.  

Mithin hat sich A nicht gemäß § 226 Abs. 1 Nr. 3 StGB 
strafbar gemacht. 
 
V. § 252 StGB78 

1. Tatbestandsmäßigkeit 

a) Objektiver Tatbestand 

aa) Bei einem Diebstahl auf frischer Tat betroffen 

Indem sich A mit dem Bierbecher entfernte und dem protes-
tierenden W einen Kopfstoß versetzte, könnte er sich eines 
räuberischen Diebstahls gemäß § 252 StGB schuldig gemacht 
haben. 

W hat den A bei dem Diebstahl des gefüllten Bierbechers 
auf frischer Tat betroffen. Dennoch erscheint fraglich, ob der 
Diebstahl geringwertiger Sachen eine taugliche Vortat des 
§ 252 StGB ist. Vereinzelt wird das verneint.79 Dafür spricht, 
dass sowohl der Diebstahl geringwertiger Sachen als auch die 
hier verwirklichte Körperverletzung (relative) Antragsdelikte 
sind, §§ 248a, 230 Abs. 1 StGB. Würde auf das Stellen eines 
Strafantrags verzichtet, könnte der Täter, ein fehlendes be-
sonderes öffentliches Interesse einmal unterstellt, wegen die-
ser Delikte allein nicht bestraft werden. Erst § 252 StGB stuft 
die Körperverletzung, um sich den Besitz einer geringwerti-
gen Sache zu erhalten, als Verbrechen ein. Die damit verbun-
dene Strafandrohung scheint auf den ersten Blick unverhält-
nismäßig zu sein. Allerdings ändert § 248a StGB nichts da-
ran, dass § 242 Abs. 1 StGB tatbestandlich, rechtswidrig und 
schuldhaft verwirklicht ist. Damit ist die Vortat des § 252 
StGB, ein „Diebstahl“, gegeben. Zudem ist der Täter „gleich 
einem Räuber zu bestrafen“. Damit ist auch die Möglichkeit 
einer Strafmilderung nach § 249 Abs. 2 StGB eröffnet und 
der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gewahrt. Folglich ist mit 

                                                 
76 Zur Definition Hardtung, in: Joecks/Miebach (Fn. 18), 
§ 226 Rn. 31. 
77 Bejaht in BGH MDR 1957, 266 (267): Fehlen des linken 
Teiles der Nasenspitze. 
78 Hier steht völlig außer Frage, dass der A dem W den Kopf-
stoß nicht versetzte, um die Wegnahme des Bierbechers erst 
zu ermöglichen. Zudem ist auch die Wegnahme bereits voll-
endet. Insoweit erscheint die von einigen Bearbeitern vorge-
nommene Prüfung des § 249 Abs. 1 StGB abwegig. 
79 Burkhardt, NJW 1975, 1687. 

der ganz h.A. auch der Diebstahl geringwertiger Sachen als 
taugliche Vortat des § 252 StGB zu betrachten.80 
 
bb) Gewalt 

Darüber hinaus müsste A Gewalt gegen eine Person verübt 
haben. Gewalt ist jeder körperlich wirkender Zwang.81 Durch 
den Kopfstoß hinderte der A den W an der weiteren Verfol-
gung. Somit verübte A mittels des Kopfstoßes Gewalt. 
 
b) Subjektiver Tatbestand 

A handelte vorsätzlich. Daneben versetzte er dem W den 
Kopfstoß, um sich den Besitz des Bechers zu erhalten. Folg-
lich ist auch die in § 252 StGB geforderte Besitzerhaltungs-
absicht zu bejahen. 
 
2. Rechtswidrigkeit und Schuld 

Es sind keine Rechtfertigungsgründe ersichtlich. Zweifel an 
der Schuld bestehen nicht. 
 
3. Ergebnis 

A hat sich wegen räuberischen Diebstahls gemäß § 252 StGB 
strafbar gemacht. 
 
VI. § 223 Abs. 1 StGB zum Nachteil des S 

A könnte sich wegen Körperverletzung nach § 223 Abs. 1 
StGB strafbar gemacht haben, indem er aus Wut über eine 
vermeintliche Fehlentscheidung des S einen teilweise gefüll-
ten Becher nach ihm warf und ihn im Nacken traf. 

Die durch den Treffer mit dem als Wurfgeschoss genutz-
ten Becher verursachten Kopf- und Nackenschmerzen beein-
trächtigen das körperliche Wohlbefinden des S nicht nur un-
erheblich. Folglich liegt eine körperliche Misshandlung vor. 
Darüber hinaus sind die Kopf- und Nackenschmerzen ein 
pathologischer Zustand, der einen Heilungsprozess erfordert 
und mithin eine Gesundheitsschädigung darstellt. Dass ein 
teilweise gefüllter Plastikbecher so geworfen werden kann, 
dass er einen Menschen am Hinterkopf trifft, steht auch nicht 
außerhalb aller Lebenserfahrung, sodass die eingetretenen 
Verletzungen dem A auch objektiv zuzurechnen sind.82 Über-
dies handelte A diesbezüglich vorsätzlich. 

Zweifel an Rechtswidrigkeit und Schuld bestehen nicht. 
Somit hat sich A gemäß § 223 Abs. 1 StGB strafbar ge-

macht. 
 
VII. § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB zum Nachteil des S 

Der Wurf des Bechers könnte auch eine Strafbarkeit des A 
gemäß § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB begründen. 

                                                 
80 BGH MDR 1975, 543; Fischer (Fn. 8), § 252 Rn. 3; Vogel 
(Fn. 74), § 252 Rn. 11; Wessels/Hillenkamp (Fn. 71), Rn. 396. 
81 Toepel, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen (Hrsg.), Nomos 
Kommentar, Strafgesetzbuch, Bd. 3, 4. Aufl. 2013, § 240 
Rn. 35 m.w.N. 
82 Zu unvorhersehbaren (atypischen) Kausalverläufen, die die 
Erfolgszurechnung ausschließen vgl. Rengier (Fn. 26), § 13 
Rn. 62 ff. 
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Der Grundtatbestand des § 223 Abs. 1 StGB ist erfüllt 
(s.o.). 

Ferner könnte der teilweise gefüllte Becher ein „gefährli-
ches Werkzeug“ im Sinne des § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB sein. 
Dann müsste er, nach der konkreten Art seiner Verwendung 
geeignet sein, erhebliche Verletzungen herbeizuführen.83 
Nach lebensnaher Sachverhaltsauslegung wird man vorlie-
gend wohl in Rechnung stellen können, dass die im Stadion 
verkauften Bierbecher nicht aus Hartplastik waren. Zudem 
kann davon ausgegangen werden, dass sich der von A gewor-
fene, ohnehin nur halbvolle Becher während des Fluges teil-
weise entleerte. Gleichwohl hätte der von einer Brüstung, d.h. 
aus einiger Höhe, geworfene Becher ohne weiteres den Kopf 
des S treffen und erhebliche Verletzungen, z.B. ein Schädel-
Hirn-Trauma, hervorrufen können. Somit kann dahinstehen, 
ob die durch den Treffer im Nacken ausgelösten Kopf- und 
Nackenschmerzen bereits erhebliche Verletzungen sind. End-
lich beging A die Körperverletzung „mittels eines gefährli-
chen Werkzeuges“. Er handelte diesbezüglich zumindest mit 
Eventualvorsatz. 

Zudem sind keine Rechtfertigungsgründe ersichtlich. 
Zweifel an der Schuld bestehen auch nicht. 

Folglich hat sich A einer gefährlichen Körperverletzung 
schuldig gemacht. Diese verdrängt § 223 Abs. 1 StGB (zum 
Nachteil des S) im Wege der Spezialität. 
 
VIII. § 123 Abs. 1 Alt. 1 StGB 

1. Tatbestandsmäßigkeit 

aa) Geschützte Räumlichkeit 

Indem A das Stadion betrat, obwohl er an den Ordnern der 
Einlasskontrolle das Banner vorbeischmuggelte, könnte er 
sich gemäß § 123 Abs. 1 Alt. 1 StGB strafbar gemacht haben. 

Dann müsste zunächst ein taugliches Tatobjekt vorliegen. 
Das Stadion könnte ein Geschäftsraum sein. Ein solcher ist 
eine Räumlichkeit, die für gewisse Zeit oder dauernd gewerb-
lichen, künstlerischen, wissenschaftlichen oder ähnlichen 
Zwecken dient.84 Zum einen dient ein Fußballstadion der 
Austragung sportlicher Wettkämpfe und der Unterhaltung ei-
nes breiten Publikums. Zum anderen wird sich aber auch ein 
erwerbswirtschaftlicher Zweck, wie Namen wie z.B. „DKB-
Arena“ oder „Allianz Arena“ verheißen, nicht leugnen las-
sen.85 Auch eine möglicherweise (der Sachverhalt schweigt 
dazu) fehlende vollständige Überdachung ändert nichts daran, 
dass es sich bei dem Stadion um eine Räumlichkeit handelt.86 
Mithin ist das Stadion ein Geschäftsraum. 
 
bb) Eindringen 

Zweifelhaft ist, ob A in das Stadion eingedrungen ist. Ein-
dringen ist das Betreten gegen oder ohne den Willen des 

                                                 
83 Hardtung (Fn. 76), § 224 Rn. 19; ders., JuS 2008, 960 (962 
m.w.N.). 
84 Fahl (Fn. 17), § 123 Rn. 3. 
85 Kett-Straub, JR 2006, 188 (190); anders Schäfer, in: 
Joecks/Miebach (Hrsg.), Münchener Kommentar zum Straf-
gesetzbuch, Bd. 3, 2. Aufl. 2012, § 123 Rn. 16. 
86 Vgl. Fahl (Fn. 17), § 123 Rn. 5. 

Berechtigten.87 Hier war das Hausrecht an die Ordner dele-
giert,88 die nach lebensnaher Sachverhaltsauslegung dem A 
den Zutritt zum Stadion gestatteten. Darin ist nach h.M. ein 
tatbestandsausschließendes Einverständnis zu sehen.89 Hätten 
die Ordner das Banner bei der Einlasskontrolle gefunden, wä-
re dem A diese Zustimmung freilich versagt geblieben. Inso-
weit stellt sich die Frage, ob ein durch Täuschung erschliche-
nes Einverständnis wirksam ist. Mit Blick auf den „wahren 
Willen“ des Hausrechtsinhabers verneint eine Ansicht das.90 
Für einen derartigen Rückgriff ist aber dort kein Raum, wo 
ein Wille ausdrücklich erklärt wurde.91 Vorzugswürdig ist 
deshalb die h.M., wonach auch ein durch Täuschung erschli-
chenes Einverständnis wirksam ist.92 Mithin ist A wegen der 
wirksamen Zutrittserlaubnis nicht in das Stadion eingedrun-
gen. 
 
2. Ergebnis 

A hat sich keines Hausfriedensbruchs gemäß § 123 Abs. 1 
Alt. 1 StGB schuldig gemacht. 
 
IX. §§ 185 Alt. 1, 25 Abs. 2 StGB 

A könnte sich dadurch, dass er das Banner in das Stadion 
schmuggelte und dem W übergab wegen mittäterschaftlicher 
Beleidigung strafbar gemacht haben. 

A selbst hielt das beleidigende Banner nicht in die Höhe, 
sondern W. Dieses Verhalten könnte dem A aber nach § 25 
Abs. 2 StGB zugerechnet werden. Dann müssten A und W 
Mittäter sein, was zunächst einen gemeinsamen Tatplan vo-
raussetzt.93 Hier haben A und W weder ausdrücklich noch 
stillschweigend eine entsprechende Vereinbarung getroffen. 
Mithin kommt eine Zurechnung gemäß § 25 Abs. 2 StGB 
nicht in Betracht. 

Ergo hat sich A nicht gemäß §§ 185 Alt. 1, 25 Abs. 2 
StGB strafbar gemacht. 

 
 
 

                                                 
87 Wessels/Hettinger (Fn. 6), Rn. 584. 
88 Zur Delegation des Hausrechtes an Dritte siehe Kuhli, JuS 
2013, 115 (117). 
89 Lilie, in: Laufhütte/Rissing-van Saan/Tiedemann (Hrsg.), 
Strafgesetzbuch, Leipziger Kommentar, Bd. 5, 12. Aufl. 
2007, § 123 Rn. 49; Schäfer (Fn. 85), § 123 Rn. 29. 
90 OLG München NJW 1972, 2275 m. Anm. Otto, NJW 
1973, 667; Amelung/Schall, JuS 1975, 565. 
91 Aus demselben Grund kann auch offenbleiben, ob „krimi-
nelle Absichten“ das „generelle Zutrittsrecht“ (so man ein 
solches für ein Stadion wegen der Einlasskontrollen über-
haupt annehmen kann) entfallen lassen (dazu Fahl/Winkler 
[Fn. 34], § 123 Rn. 5). 
92 Fahl (Fn. 17), § 123 Rn. 7; Wessels/Beulke (Fn. 25), 
Rn. 366. 
93 Zu den Voraussetzungen der Mittäterschaft erschöpfend 
Roxin, Strafrecht, Allgemeiner Teil, Bd. 2, 2003, § 25 
Rn. 188 ff. und mit Falllösungen Seher, JuS 2009, 304. 
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X. §§ 185 Alt. 1, 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB 

1. Tatbestandsmäßigkeit 

a) Objektiver Tatbestand 

A könnte sich, indem er dem W das Banner mit beleidigender 
Aufschrift übergab und dieser es nach der Aufforderung des 
A hochhielt, gemäß §§ 185 Alt. 1, 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB 
strafbar gemacht haben. 

Dann müsste A „durch einen anderen“ gehandelt haben. 
Umstritten ist, wann dies der Fall ist. Die heute in der Rspr. 
vertretene sog. gemäßigte subjektive Theorie verlangt dafür 
einen Täterwillen (animus auctoris) des Hintermannes, wobei 
objektive Kriterien, namentlich die Tatherrschaft, für dessen 
Vorliegen maßgeblich sein sollen.94 A als Hintermann glaub-
te, dass W Inhalt und Bedeutung des Transparentes kannte. 
Folglich wollte er zu der Tat eher anstiften, denn selbst Täter 
sein. Nach der von großen Teilen der Literatur befürworteten 
Tatherrschaftslehre ist mittelbarer Täter, wer kraft überlege-
nen Wissens oder Wollens die Herrschaft über einen anderen 
(„Tatmittler“) hat, der (wegen eines Verantwortungsdefizits) 
als „menschliches Werkzeug“ in den Händen des planvoll-
lenkenden Hintermanns erscheint.95 Vorliegend hatte A ge-
genüber dem W als Tatmittler einen Wissensvorsprung – nur 
er kannte den beleidigenden Inhalt des Banners. Daher wäre 
A auf dem Boden der Tatherrschaftslehre als mittelbarer 
Täter zu betrachten. Für eine Abgrenzung der Täterschaft von 
der Teilnahme nach objektiven Gesichtspunkten spricht, dass 
anderenfalls sogar derjenige, der den Tatbestand mit eigenen 
Händen („selbst“) verwirklicht, seinem Vorsatz entsprechend 
nur als Teilnehmer bestraft werden könnte. Das widerspricht 
aber § 25 Abs. 1 Alt. 1 StGB.96 Somit überzeugt die Tatherr-
schaftslehre. Im Ergebnis sind daher die objektiven Voraus-
setzungen der mittelbaren Täterschaft gegeben. 
 
b) Subjektiver Tatbestand 

Darüber hinaus müsste A auch Vorsatz gehabt haben. Hin-
sichtlich der Beleidigung aller im Stadion diensthabenden 
Polizeibeamten handelte A vorsätzlich. Allerdings kannte er 
die Gutgläubigkeit des W und damit seine tatbeherrschende 
Stellung kraft Wissensherrschaft nicht. A wollte den W ledig-
lich zu einer vorsätzlichen, rechtswidrigen Haupttat bestim-
men. Ein Anstiftervorsatz lässt sich allerdings nicht in einen 
Tätervorsatz, der ein qualitatives „Mehr“ darstellt, umdeu-
ten.97 Somit bezog sich der Vorsatz des A nicht auf alle Tat-
umstände. 
 

                                                 
94 BGHSt 32, 38 (42 f.); 35, 347 (351 ff.); 40, 218 (232 ff.); 
BGH NJW 2000, 443 (448); BGH NStZ 2008, 89 (90); Zur 
strengen subjektiven Theorie, wonach ausschließlich der 
Täterwille maßgeblich sei RGSt 74, 84 („Badewannen-Fall“) 
oder BGHSt 18, 87 (89 f.) („Staschynskij-Fall“). 
95 Krey/Esser, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 5. Aufl. 2012, 
Rn. 873; Rengier (Fn. 26), § 43 Rn. 1; Wessels/Beulke 
(Fn. 25), Rn. 535. 
96 Fahl/Winkler (Fn. 34), § 25 Rn. 13. 
97 Beulke, Klausurenkurs im Strafrecht I, Ein Fall- und Repe-
titionsbuch für Anfänger, 6. Aufl. 2013, Rn. 295. 

2. Ergebnis 

A hat sich nicht wegen Beleidigung in mittelbarer Täterschaft 
strafbar gemacht. 
 
XI. §§ 185 Alt. 1, 26 StGB 

Indem A den W aufforderte das Banner in die Höhe zu hal-
ten, könnte er sich gemäß §§ 185 Alt. 1, 26 StGB strafbar 
gemacht haben. 

Dann müsste zunächst eine vorsätzlich rechtswidrige Tat 
eines anderen vorliegen. Wie bereits gezeigt wurde, handelte 
W beim Hochhalten des Banners ohne Vorsatz (s.o.). Damit 
fehlt es an einer vorsätzlich begangenen rechtswidrigen Tat. 
Fraglich ist indes, ob A, der subjektiv zur Tat „nur“ anstiften 
wollte, objektiv aber mittelbarer Täter ist (sog. fehlgeschla-
gene Anstiftung), dennoch bestraft werden kann. Einige be-
fürworten in solchen Fällen eine Strafbarkeit wegen Anstif-
tung.98 Dem ist entgegenzuhalten, dass es für die Anstiftung 
an einer „vorsätzlich begangenen“ rechtswidrigen Tat fehlt – 
W begeht allenfalls eine (straflose) fahrlässige Beleidigung. 
Die erstgenannte Ansicht durchbricht den Akzessorietäts-
grundsatz und bildet damit eine nach Art. 103 Abs. 2 GG 
verbotene Analogie zulasten des Täters. Folglich ist die h.M. 
vorzugswürdig, wonach der Täter nur wegen versuchter An-
stiftung (§ 30 Abs. 1 StGB) zu bestrafen ist.99 

Somit hat sich A nicht wegen Anstiftung zur Beleidigung 
strafbar gemacht. 
 
XII. §§ 185 Alt. 1, 30 Abs. 1 StGB 

A könnte sich einer versuchten Anstiftung zur Beleidigung 
schuldig gemacht haben, indem er den W aufforderte das 
Transparent hochzuhalten. Nach § 30 Abs. 1 StGB ist die An-
stiftung zu einem Verbrechen unter Strafe gestellt. Die Belei-
digung (§ 185 Alt. 1 StGB) ist allerdings kein Verbrechen 
(vgl. § 12 Abs. 1 StGB), sodass der Versuch des A, den W 
hierzu anzustiften, nicht strafbar ist. 
 
XIII. Konkurrenzen 

Der Diebstahl tritt hinter § 252 Abs. 1 StGB zurück (Spezia-
lität). Mit der Körperverletzung zum Nachteil des W besteht 
indes Tateinheit (§ 52 StGB). Die begangene gefährliche 
Körperverletzung zum Nachteil des S steht dazu in Tatmehr-
heit (§ 53 StGB). 
 
3. Tatkomplex: Die Befragung 

A. Strafbarkeit der M gem. § 185 Alt. 1 StGB 

M könnte sich einer Beleidigung schuldig gemacht haben, 
indem sie Polizeikommissar K und seinen Kollegen, auf eine 
entsprechende Frage von A’s Vater antwortend, als „Bullen“ 
bezeichnete. 

                                                 
98 Weber, in: Baumann/Weber/Mitsch, Strafrecht, Allgemei-
ner Teil, 11. Aufl. 2003, § 30 Rn. 68; vgl. auch Schöneborn, 
ZStW 87 (1975), 902 (911 Fn. 38). 
99 Bloy, ZStW 117 (2005), 3 (10); Joecks (Fn. 18), § 25 
Rn. 155; Roxin (Fn. 93), § 25 Rn. 159 ff.; Wessels/Beulke 
(Fn. 25), Rn. 548. 
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Dann müsste die Äußerung eine Beleidigung sein. Ob ei-
ne Äußerung beleidigenden Inhalt hat, ist unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalls allein nach deren objek-
tivem Sinngehalt zu bestimmen.100 Der Ausdruck „Bulle“ ist 
heute allgemein bekannt und wird vielfach umgangssprach-
lich als (wertneutrales) Synonym für „Polizeibeamter“ ver-
wendet. Per se kann darin keine Gleichsetzung eines Polizis-
ten mit einem reizbaren und zu blinder Wut neigendem Tier 
und damit eine Herabsetzung gesehen werden.101 Vielmehr 
scheint der Ausdruck, ausweislich von Fernsehserien wie 
„Der Bulle von Tölz“ oder „Der letzte Bulle“, eine breite ge-
sellschaftliche Akzeptanz gefunden zu haben.102 Ehrverlet-
zenden Charakter erhält der Begriff freilich, was hier aber 
nicht der Fall ist, in Kombination mit anderen, wie z.B. 
„Scheißbulle“103 oder „Bullenschwein“.104 Hier spricht über-
dies die Schlaftrunkenheit der M und die Tatsache, dass die 
Äußerung, einen Begriff aus einer Frage aufgreifend, nicht 
direkt an den K adressiert war, dafür, dass der Bemerkung 
keine beleidigende Bedeutung beizumessen ist. 

Mithin hat sich M nicht wegen Beleidigung gemäß § 185 
Alt. 1 StGB strafbar gemacht. 
 
B. Strafbarkeit des A 

I. § 113 Abs. 1 Alt. 1 StGB 

1. Tatbestandsmäßigkeit 

a) Objektiver Tatbestand 

Indem A dem K mit der Faust gegen den Kopf schlug, wäh-
rend dieser ihn durchsuchen wollte, könnte er sich gemäß 
§ 113 Abs. 1 Alt. 1 StGB strafbar gemacht haben. 

K ist als Polizeivollzugsbeamter Amtsträger im Sinn des 
§ 11 Abs. 1 Nr. 2 lit. a StGB und nimmt eine Diensthandlung, 
nämlich eine Durchsuchung zur Identitätsfeststellung (§ 163b 
Abs. 1 StPO), vor. Durch den Faustschlag leistet A dagegen 
Widerstand mit Gewalt. 
 
b) Subjektiver Tatbestand 

Zudem handelte A vorsätzlich. 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
100 Siehe schon oben Fn. 50. 
101 LG Regensburg NJW 2006, 629; vgl. auch KG JR 1984, 
165 m. zust. Anm. Otto, JR 1984, 166. So auch Fischer 
(Fn. 8), § 185 Rn. 10. Vgl. aber auch BVerfG NZV 1994, 486. 
102 LG Regensburg NJW 2006, 629. 
103 OLG Oldenburg JR 1990, 127 (128) mit Anm. Otto, JR 
1990, 128. 
104 Vgl. BayObLG NStZ 1988, 365. 

c) Objektive Bedingung der Strafbarkeit – Rechtmäßigkeit 
der Diensthandlung, § 113 Abs. 3 S. 1 StGB105 

aa) Verwaltungsrechtlicher Rechtmäßigkeitsbegriff 

Eine Strafbarkeit des A nach § 113 Abs. 1 StGB wäre aber 
dann gemäß § 113 Abs. 3 S. 1 StGB ausgeschlossen, wenn 
die von K vorgenommene Diensthandlung „nicht rechtmä-
ßig“ war. Wann eine Diensthandlung „nicht rechtmäßig“ ist, 
ist umstritten. Teilweise wird angenommen, eine Diensthand-
lung sei „rechtmäßig“, wenn alle formellen und materiellen 
Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen vorlägen (sog. verwal-
tungsrechtlicher Rechtmäßigkeitsbegriff).106 Hier ist A einer 
gefährlichen Körperverletzung verdächtig, somit kommt als 
Ermächtigungsgrundlage für die von K durchgeführte Identi-
tätsfeststellung § 163b Abs. 1 StPO in Betracht. Zweifelhaft 
ist aber bereits, ob die Feststellung der Identität mittels Aus-
weis „erforderlich“ im Sinn des § 163b Abs. 1 S. 1 StPO war. 
Vorliegend waren Name und Anschrift des A bekannt und 
dieser auch durch das Zeugenverhalten des S identifiziert. 
Jedenfalls ist unter diesen Umständen nicht einsichtig, dass 
die Identität ohne den Personalausweis des A „nicht oder nur 
unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt“ werden konn-
te, denn fehlende Identitätsangaben hätten ohne weitere Ver-
zögerung aus dem Melderegister abgefragt werden können, 
sodass zumindest die Voraussetzungen für eine Durchsu-
chung nach § 163b Abs. 1 S. 3 StPO nicht vorlagen.107 Damit 
wäre die Diensthandlung des K auf Basis des verwaltungs-
rechtlichen Rechtmäßigkeitsbegriffs „nicht rechtmäßig“ im 
Sinn des § 113 Abs. 3 StGB. 
 
bb) Strafrechtlicher Rechtmäßigkeitsbegriff 

Die h.A. folgt dem sog. strafrechtlichen Rechtmäßigkeitsbe-
griff. Eine Diensthandlung sei dann „rechtmäßig“, wenn die 
sachliche und örtliche Zuständigkeit108 gegeben seien sowie 
die wesentlichen Förmlichkeiten109 eingehalten werden und 

                                                 
105 Die dogmatische Einordnung des § 113 Abs. 3 StGB ist 
umstritten, vgl. Eser, in: Schönke/Schröder (Fn. 5), § 113 
Rn. 20a: „Tatbestandsmerkmal“; Thiele, JR 1979, 397 (398): 
„Rechtfertigungsgrund“; und Fahl (Fn. 18), § 113 Rn. 10: 
„Objektive Bedingung der Strafbarkeit“; freilich entfaltet der 
Streit im vorliegenden Fall keinerlei Wirkung, sodass er nicht 
angesprochen werden muss oder im Ergebnis zumindest 
offen gelassen werden kann. 
106 Vgl. Krey/Hellmann/Heinrich, Strafrecht, Besonderer 
Teil, Bd. 1, 15. Aufl. 2012, Rn. 672, 676, der diesen aller-
dings als „materiellen Rechtmäßigkeitsbegriff“ bezeichnet. 
107 Vgl. OLG Hamm NStZ-RR 2009, 271 (272) = JR 2010, 
361 m. krit. Anm. Zimmermann, JR 2010, 363. 
108 An der sachlichen Zuständigkeit fehlt es z.B. bei der An-
weisung zur Entnahme der Blutprobe durch einen Polizeibe-
amten, der nicht zum Kreis der Hilfsbeamten der Staatsan-
waltschaft gehört (OLG Düsseldorf NJW 1991, 580). Zur 
fehlenden örtlichen Zuständigkeit, BGHSt 4, 161 (164) und 
KG NStZ 2006, 414 (415). 
109 Als wesentliche Förmlichkeit wurden die Eröffnung des 
(konkreten) Tatvorwurfs bei einer strafprozessualen Identi-
tätsfeststellung (OLG Hamm NStZ 2013, 62 [63], ähnlich 
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eine pflichtgemäße Ermessensausübung vorliege.110 Die bei 
der Erörterung des verwaltungsrechtlichen Rechtmäßigkeits-
begriff angestellten Erwägungen greifen auch hier: Indem K 
darauf bestand, sich die schon anderweitig bekannt geworde-
ne Identität des A durch die Vorlage eines Personalausweises 
bestätigen zu lassen, übte er das ihm eingeräumte Ermessen 
pflichtwidrig aus.111 Mithin ist die Diensthandlung auch auf 
Grundlage des strafrechtlichen Rechtmäßigkeitsbegriffs „nicht 
rechtmäßig“. 
 
cc) Wirksamkeitslehre 

Vereinzelt wird der sog. Wirksamkeitslehre gefolgt. Danach 
sei eine Diensthandlung (nur) dann „nicht rechtswidrig“, 
wenn sie (verwaltungs-)rechtlich unwirksam und eine Voll-
streckung daher unzulässig sei.112 Dies komme insbesondere 
dann in Betracht, wenn die Diensthandlung unter besonders 
schwerwiegenden und offenkundigen Mängeln im Sinn des 
§ 44 VwVfG leide und deshalb nichtig sei.113 Wie bereits 
gezeigt wurde, ist die von K zum Auffinden von Ausweispa-
pieren vorgenommene Durchsuchung des A rechtswidrig (im 
verwaltungsrechtlichen Sinne). Gleichwohl leidet sie nicht 
unter einem evidenten, besonders schwerwiegenden Fehler, 
der zu deren Unwirksamkeit führt. Folglich ist die Vollstre-
ckung der (rechtswidrigen) Identitätsfeststellung zulässig. 
Ergo wäre die Diensthandlung des K nach dieser Ansicht 
„rechtmäßig“ im Sinn des § 113 Abs. 3 StGB. 
 
dd) Streitentscheid 

Die dargestellten Ansichten gelangen zu unterschiedlichen 
Ergebnissen, weshalb es eines Streitentscheides bedarf. Dabei 
ist vorwegzuschicken, dass der Rechtmäßigkeitsbegriff in 
§ 113 Abs. 3 StGB nicht losgelöst von dem in § 32 StGB 
betrachtet werden kann. Mit anderen Worten ist eine nicht 
rechtmäßige Diensthandlung im Sinn des § 113 Abs. 3 S. 1 
StGB zugleich ein rechtswidriger Angriff im Sinn des § 32 

                                                                                    
OLG Celle NZV 2013, 409 [410]), die Androhung der An-
wendung unmittelbaren Zwanges (OLG Dresden NJW 2001, 
3643 [3644]) oder die Beachtung des Richtervorbehalts vor 
einer Freiheitsentziehung (OLG Zweibrücken NStZ 2001, 
256 [257 f.]) angesehen. 
110 BGHSt 4, 161 (164); 24, 125 (132); OLG Hamm NStZ 
2013, 62 (63); Fahl (Fn. 17), § 113 Rn. 10; Fischer (Fn. 8), 
§ 113 Rn. 11; Zöller/Steffens, JA 2010, 161 (164); krit. Dall-
meyer, in: von Heintschel-Heinegg (Hrsg.), Beck’scher Onli-
ne-Kommentar, Strafgesetzbuch, Stand: 8.3.2013, § 113 
Rn. 11.3. 
111 Vgl. OLG Hamm NStZ-RR 2009, 271 (272). Weitere 
Beispielfälle der pflichtwidrigen Ermessensausübung bei 
Dallmeyer (Fn. 110), § 113 Rn. 15. 
112 Erb, in: Dölling (Hrsg.), Festschrift für Karl Heinz Gössel 
zum 70. Geburtstag am 16. Oktober 2002, 2002, S. 217 
(S. 226 ff.); Meyer, NJW 1972, 1845 (1846); Zimmermann, 
JR 2010, 363 (365); krit. Bosch, in: Joecks/Miebach (Fn. 85), 
§ 113 Rn. 33; ders., JURA 2011, 268 (273). 
113 Zimmermann, JR 2010, 363 (365). 

StGB.114 Unter diesem Gesichtspunkt spricht gegen den ver-
waltungsrechtlichen Rechtmäßigkeitsbegriff, dass jeder noch 
so kleine (Form-)Fehler dazu führen würde, dass dem A ein 
Notwehrrecht in voller Schärfe zur Seite stünde. Zudem ver-
nachlässigt der Ansatz, dass Polizeibeamte oftmals unter 
schwierigen Bedingungen schnell entscheiden müssen und 
ihnen daher das Risiko der Strafbarkeit so weit als möglich 
abgenommen werden muss, um ihre Entschlusskraft zu stär-
ken.115 Doch auch der restriktivere strafrechtliche Rechtmä-
ßigkeitsbegriff vermag nicht zu überzeugen: Zum einen sind 
die Unterschiede zum verwaltungsrechtlichen Rechtmäßig-
keitsbegriff nur marginal. Zum anderen erscheint es höchst 
fragwürdig, ob es dem A hier erlaubt sein soll, vollumfäng-
lich Notwehr zu üben. Ihm wäre dann gestattet, alle zur An-
griffsabwehr „erforderlichen“ Mittel einzusetzen. In Anbe-
tracht der Tatsache, dass der sich im Recht glaubende K bei 
entsprechender Gegenwehr auch Waffen (Reizstoffsprühge-
rät, Einsatzstock oder gar die Schusswaffe) einsetzen wird, 
um die Diensthandlung zu vollstrecken bzw. sich der Attacke 
des K zu erwehren, erschiene auch ein Einsatz von lebensge-
fährlichen Abwehrmitteln durch A „erforderlich“.116 Desto 
mehr Widerstand geleistet würde, desto schärfere Zwangs-
mittel würden eingesetzt, sodass eine Eskalation vorpro-
grammiert wäre. Um diese Spirale der Gewalt zu verhindern, 
wäre es dem A hier zuzumuten, die Identitätsfeststellung zu 
erdulden und auf eine körperliche Gegenwehr zu verzichten. 
Selbstredend wird er dadurch nicht rechtlos: Ihm steht 
gleichwohl die Inanspruchnahme gerichtlichen Rechtsschut-
zes offen. Im Ergebnis kann ein Notwehrrecht gegen Hoheits-
träger nur unter sehr engen Voraussetzungen entstehen. Vor-
zugswürdig ist deshalb die Wirksamkeitstheorie. Folglich ist 
K’s Diensthandlung „rechtmäßig“ im Sinn des § 113 Abs. 3 
StGB und eine Strafbarkeit des A gemäß § 113 Abs. 1 StGB 
nicht ausgeschlossen. 
 
2. Rechtswidrigkeit, § 32 StGB 

A könnte hier aber gemäß § 32 StGB gerechtfertigt sein. In 
der unmittelbar bevorstehenden Durchsuchung zum Auffin-
den eines Ausweisdokumentes ist ein gegenwärtiger Angriff 
des K auf die informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 
Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) und die Fortbewegungs-
freiheit des A zu sehen. Nach dem oben Gesagten ist dieser 
unter Zugrundelegung des vollstreckungsrechtlichen Recht-
mäßigkeitsbegriffes aber nicht rechtswidrig.117 Mithin han-

                                                 
114 So auch OLG Hamm NStZ-RR 2009, 271 = JR 2010, 361; 
Rönnau/Hohn (Fn. 40), § 32 Rn. 117, Wessels/Hettinger 
(Fn. 6), Rn. 639; vgl. auch Erb, in: Kühl/Seher (Hrsg.), Rom, 
Recht, Religion, Symposion für Udo Ebert zum siebzigsten 
Geburtstag, 2011, S. 329 (S. 337 ff.). 
115 Fahl, JuS 2001, 47 (52 f.); vgl. auch Erb (Fn. 26), § 32 
Rn. 72. 
116 Ähnlich Erb (Fn. 114), S. 338. 
117 Wer oben den strafrechtlichen Rechtmäßigkeitsbegriff 
vertritt, müsste es konsequenterweise auch hier tun und die 
Rechtmäßigkeit der von K vorgenommenen Diensthandlung 
verneinen. Damit läge ein rechtswidriger Angriff vor. Ohne 
Zweifel wäre der Faustschlag geeignet und das mildeste (un-
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delte A nicht in Notwehr. Andere Rechtfertigungsgründe sind 
hier auch nicht einschlägig. 
 
3. Schuld 

Zweifel an der Schuld bestehen nicht. 
 
4. Ergebnis 

Im Ergebnis hat sich A gemäß § 113 Abs. 1 Alt. 1 StGB 
strafbar gemacht. 
 
II. § 113 Abs. 1 Alt. 2 StGB 

A könnte sich durch den Faustschlag eines (qualifizierten)118 
Widerstandes gegen Vollstreckungsbeamte gemäß § 113 
Abs. 1 Alt. 2 StGB schuldig gemacht haben. 

Die Voraussetzungen des Grundtatbestandes (§ 113 
Abs. 1 Alt. 1 StGB) liegen vor (s.o.). Überdies ist der gegen 
K gerichtete Faustschlag ein tätlicher Angriff im Sinne des 
§ 113 Abs. 1 Alt. 2 StGB. A handelte diesbezüglich auch 
vorsätzlich. Zudem kommt ein Ausschluss der Strafbarkeit 
gemäß § 113 Abs. 3 StGB nicht in Betracht (s.o.). A handelte 
ferner rechtswidrig und schuldhaft (s.o.). 

Mithin hat sich A auch gemäß § 113 Abs. 1 Alt. 2 StGB 
strafbar gemacht. 
 
III. § 223 Abs. 1 StGB zum Nachteil des K 

Überdies hat A den K durch den Faustschlag körperlich 
misshandelt und durch die dadurch hervorgerufene Schädel-
prellung an der Gesundheit geschädigt. Dies geschah vorsätz-
lich und in Abwesenheit von Rechtfertigungsgründen. Zwei-
fel an der Schuld bestehen nicht. Der gemäß § 230 Abs. 1 
erforderliche Strafantrag ist gestellt. Mithin hat sich A gemäß 
§ 223 Abs. 1 StGB strafbar gemacht. 
 
IV. § 240 StGB 

Durch den Faustschlag nötigte der A den K mit Gewalt zum 
Unterlassen der zur Identitätsfeststellung ergriffenen Maß-
nahmen. Dies geschah auch vorsätzlich. In Ermangelung 
eines rechtswidrigen Angriffs ist A nicht durch § 32 StGB 
gerechtfertigt (s.o.). Der Faustschlag ist als körperliche Ge-
walt auch sittlich in erhöhtem Maße zu missbilligen, mithin 

                                                                                    
ter den sicher wirksamen, gleich geeigneten) Mittel, um die 
drohende Durchsuchung abzuwehren. Im Rahmen der Prü-
fung der Gebotenheit des Schlages wäre überdies zu untersu-
chen, ob das Notwehrrecht gegenüber Hoheitsträgern sozial-
ethisch einzuschränken ist (so etwa OLG Hamm NStZ-RR 
2009, 271 [272], dazu zutreffend kritisch Erb [Fn. 114], 
S. 337 ff.; Zimmermann, JR 2010, 363). Letztlich müsste 
auch der erforderliche „Verteidigungswille“ geprüft und be-
jaht werden, sodass der Faustschlag im Ergebnis nach § 32 
StGB gerechtfertigt wäre. 
118 Richtigerweise wird man in § 113 Abs. 1 Alt. 2 StGB eine 
Qualifikation des § 113 Abs. 1 Alt. 1 StGB sehen müssen, 
weil die zweite Alternative auf die erste aufbaut („dabei“), 
Fahl, ZStW 124 (2012), 311 (318). 

verwerflich im Sinn des § 240 Abs. 2 StGB.119 Zweifel an der 
Schuld bestehen nicht. Folglich hat sich A auch einer Nöti-
gung schuldig gemacht. 
 
V. Konkurrenzen 

§ 113 Abs. 1 Alt. 1 StGB verdrängt § 240 StGB im Wege der 
Spezialität.120 Außerdem ist § 113 Abs. 1 Alt. 2 StGB lex 
specialis zu § 113 Abs. 1 Alt. 1 StGB.121 Zur Klarstellung 
besteht zwischen § 113 Abs. 1 Alt. 2 StGB und § 223 Abs. 1 
StGB Tateinheit (§ 52 StGB).122 
 
Gesamtergebnis und Konkurrenzen 

Im Ergebnis hat sich A gemäß §§ 223 Abs. 1 (zum Nachteil 
des W) – 52 – 252 – 53 – 224 Abs. 1 Nr. 2 (zum Nachteil des 
S) – 53 – 113 Abs. 1 Alt. 2 – 52 – 223 Abs. 1 StGB (zum 
Nachteil des K) strafbar gemacht. D, W und M bleiben indes 
straflos. 

                                                 
119 Zur Indizwirkung der körperlichen Gewalt siehe Sinn, in: 
Joecks/Miebach (Fn. 18), § 240 Rn. 28. 
120 Fahl (Fn. 17), § 113 Rn. 19. 
121 Siehe schon Fn. 118. 
122 Fahl (Fn. 17), § 113 Rn. 19. 


